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Einleitung 
Einleitung 

Einleitung 

Der Eigentumserwerb vom Nichtberechtigten hat für die Universität Erlan-
gen in den vergangenen Jahrzehnten in zwei Fällen eine besondere prak-
tische Bedeutung erlangt. 

Im Jahr 1992 ersteigerte die Universität Erlangen bei Christie’s in Lon-
don für DM 1,87 Millionen ein historisches coloriertes Blumenbuch mit 
Pflanzenaquarellen des Nürnberger Arztes Joachim Camerarius (1534–
1598) (Camerarius Florilegium), das anlässlich seiner Präsentation vom 
damaligen bayerischen Kultusminister als „Schatz, wahre Kostbarkeit und 
Prunkstück“ bezeichnet wurde. Unbekannt war im Moment des Erwerbs 
und der Präsentation, dass das Buch seinem Eigentümer bereits Ende der 
80er Jahre gestohlen worden war. Der Eigentümer hatte zunächst den Ver-
lust nicht bemerkt, forderte das Buch nach Aufklärung des Sachverhaltes 
im Jahr 1997 aber wieder zurück. Inzwischen ist das Buch als Dauerleih-
gabe der Universität Erlangen überlassen.1 

Im Jahr 2004 schließlich wurde aufgedeckt, dass der Hausmeister der 
Universitätsbibliothek Erlangen über mindestens 20 Jahre hinweg eine 
Vielzahl von wertvollen Büchern, darunter z.B. das „Kräuterbuch“ von 
Leonhart Fuchs (1543), die „Geschichte der einheimischen Gewürze der 
Schweiz“ von 1768 und eine bebilderte Pflanzenlehre von Casimir Schmi-
del von 1762, entwendet und an Antiquariate verkauft hatte.2  

Die soeben geschilderten Sachverhalte berühren neben Fragen des Straf-
rechts eine klassische Frage des Zivilrechts. Um sicherzugehen, dass auf-
grund des jeweiligen Erwerbsvorgangs auch tatsächlich das Eigentum an 
der Sache erworben werden kann, müsste ein Erwerber eigentlich Kenntnis 
von sämtlichen die Sache betreffenden tatsächlichen und rechtlichen Vor-
gängen haben. Dies würde alle Umstände aus der Entstehung der Sache 

                                                 
1 Vgl. u.a. Erlanger Nachrichten v. 11./12.01.1997, S. 13; Nürnberger Zeitung v. 

26.02.1997, S. 5; Süddeutsche Zeitung v. 05.03.1997, Regionalteil Bayern. 
2 Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 19.11.2006, S. 70; zu einem Fall bei der 

königlichen Bibliothek zu Kopenhagen, bei der ein Mitarbeiter Bücher im Gesamtwert 
von 20 bis 40 Millionen Euro entwendete vgl. Süddeutsche Zeitung v. 05.06.2004, S. 10 
und Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 13.09.2007, S. 12. 
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und jeglicher Eigentums- und Besitzübergangsvorgänge mit einschließen.3 
Dass der absolute Eigentumsnachweis im Rechtsverkehr an seine tatsäch-
lichen Grenzen stößt, wurde schon unter dem römischen Recht erkannt, das 
diesem Konflikt eine kurze Verjährung entgegensetzte. Später, vermutlich 
im Mittelalter, wurde für diese Herausforderung des absoluten Eigentums-
nachweises im römischen Recht der Begriff des „teuflischen Beweis“ 
(probatio diabolica) geprägt.4 Im BGB wird dem Problem mit den Rege-
lungen des gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberechtigten begegnet.5  

 
 

A. Gegenstand und Anlass der Untersuchung 
 
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist das Recht des gutgläubigen 
Erwerbs beweglicher Sachen unter besonderer Beachtung des Lösungs-
rechts, das in seiner häufigsten Form in bestimmten Konstellationen die 
Herausgabe der gutgläubig erworbenen Sache an den Eigentümer von der 
Erstattung des vom Erwerber gezahlten Kaufpreises durch den Eigentümer 
abhängig macht.6 Die Untersuchung abstrahiert die betroffenen Interessen 
und gesetzlichen Steuerungsparameter und bezieht die Ergebnisse aus ei-
ner Analyse des deutschen und des französischen Rechts in ihre Überle-
gungen mit ein. Das Ziel der Untersuchung ist dabei die Entwicklung eines 
Regelungsansatzes zum gutgläubigen Erwerb. 

Die Untersuchung vollzieht sich vor dem Hintergrund der fortschreiten-
den europäischen Rechtsvereinheitlichung.7 Der europäische Rechtsanglei-
chungsprozess bringt neuen Schwung in eine Vielzahl von klassischen 
Rechtsfragen, die in den nationalen Rechtsordnungen möglicherweise 

                                                 
3 Dazu zählen bspw. das Alter, die Geschäftsfähigkeit, etwaige Umstände einer Be-

vollmächtigung, der Personenstand der Beteiligten, etwaige Diebstähle und Unterschla-
gungen sowie der oder die Orte, an denen Eigentumsübertragungen stattfinden sollten. Je 
länger eine Sache im Umlauf ist, desto zahlreicher und vielfältiger wären die erforder-
lichen Informationen. Jeder dieser Umstände könnte einer wirksamen Eigentumsübertra-
gung entgegenstehen. 

4 Zur Herkunft des Begriffs probatio diabolica vgl. Kiefner, ZRG 81 (1964), 212, 212 
Fn. 2 m.w.Nachw. 

5 Bei dem geschilderten Sachverhalt der Entwendung von Büchern aus der Universi-
tätsbibliothek Erlangen liegt es allerdings nahe, davon auszugehen, dass sich den Erwer-
bern der Bücher die probatio diabolica nur in einem reduzierten Maße gestellt hat, wenn 
man berücksichtigt, dass die Bücher wohl durch Stempel oder ähnliche Kennzeichen als 
Bibliothekseigentum gekennzeichnet waren. 

6 Zu den verschiedenen Erscheinungsformen eines Lösungsrechts vgl. unten S. 268 f. 
Zur Bezeichnung der Beteiligten im Rahmen eines gutgläubigen Erwerbs vgl. unten 
S. 19 ff. 

7 Ein kurzer Überblick über den aktuellen Stand findet sich am Ende der Einleitung 
(S. 10). 
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schon seit Jahrzehnten gesetzgeberisch unberührt und wissenschaftlich 
aufgrund fehlender Anreize unberücksichtigt geblieben waren. Der Bereich 
des gutgläubigen Erwerbs beweglicher Sachen beschäftigt sich mit solch 
klassischen Rechtsfragen. Sowohl der deutsche als auch der französische 
Gesetzgeber haben die entsprechenden Regelungen seit Inkrafttreten der 
jeweiligen Kodifizierungen nur marginal verändert.8 Die Gerichte äußern 
sich zu den nationalen Kernvorschriften des gutgläubigen Erwerbs eben-
falls vergleichsweise selten, was darauf hindeutet, dass sowohl die Unter-
gerichte als auch die sonstigen Rechtsanwender sich weitgehend auf die 
existierenden Normen eingestellt haben. So betrafen von den 3192 im Jahr 
2009 beim Bundesgerichtshof (BGH) eingegangenen Revisionen und 
Nichtzulassungsbeschwerden nur 10 (0,31 %) den Besitz oder das Eigen-
tum an beweglichen Sachen, einschließlich der Regelungen zum gutgläu-
bigen Erwerb.9 Die geringen Fallzahlen korrespondieren allerdings nicht 
mit der großen Bedeutung der entsprechenden Regelungen, denn deren 
soziale Funktion besteht gerade darin, Prozesse zu verhindern.10 

Auffallend, wenngleich wenig überraschend, ist zudem, dass sich die 
deutsche Rechtswissenschaft, insbesondere während der Zeit der Erarbei-
tung des BGB und unmittelbar nach Inkrafttreten des BGB, kritisch mit 
dem im BGB verankerten System des gutgläubigen Erwerbs auseinander-
gesetzt hat. Sie hat dabei zu einem höheren Anteil, als dies heute der Fall 
ist, grundsätzlich andere Systeme oder zumindest wesentliche Systemände-
rungen de lege ferenda gefordert.11 Für die vorliegende Untersuchung sind 
diese Werke daher wieder von aktueller Bedeutung. Im weiteren Verlauf 
hat sich die Diskussion um die Regelungen des gutgläubigen Erwerbs in 
Deutschland merklich reduziert12 und bspw. auf die Anwendung und Aus-
legung einzelner Tatbestandsmerkmale beschränkt,13 bzw. mit der zuneh-
menden Anerkennung der Bedeutung der Grundrechte für das Zivilrecht 
auf verfassungsrechtliche Fragestellungen konzentriert.14  

                                                 
8 Vgl. nachfolgend für den Code civil S. 45 und für das BGB S. 81. 
9 BGH, Übersicht über den Geschäftsgang bei den Zivilsenaten des Bundesgerichts-

hofes im Jahre 2009 –Jahresstatistik –, S. 6 und 20. 
10 Vgl. auch Carbonnier, Biens, Nr. 235, der dort auch darauf hinweist, dass bei sozial 

bedeutenden Gegenständen die Zahl der Prozesse proportional deutlich höher ist. 
11 Vgl. hierzu u.a. die im weiteren Verlauf dargestellten Stellungnahmen von von Lüb-

tow, Brandt und Heck. 
12 Insofern bereits eine Ausnahme ist die grundsätzliche Erörterung zum gutgläubigen 

Erwerb von Hübner aus dem Jahr 1955.  
13 Vgl. u.a. Dünkel (1970) zur öffentlichen Versteigerung; Wolff (1967) zu abhanden 

gekommenen Sachen, Imbusch (1999) zu gestohlenen Sachen, Jacob (2007) zum Begriff 
der groben Fahrlässigkeit. 

14 U.a. Hager, Verkehrsschutz, S. 9–87 (1990); Peters, S. 1 ff. (1991); Leuschner, 
Verkehrsinteresse, S. 1 ff. (2005). 


